
Abschrift. 
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fiber die Ln, ndtagssItsung vom 8. November 1913. 

Anwesend sind der Herr Regierungskommissär und 12 Abgeord- 

nete. 

Die Abgeordneten Beck, Kind und Kaiser sind wegen Krank- 

heit, rbg. Landesttcrarzt Marxer tat wegen Berufsgeschäften 

entschuldigt abwesend. 

I. Der Präsident eröffnet die Sitzung, verliest die landes- 

herrliche Bestätigung der ! Mahl desfPräsidiums, erklärt auf- 

grund dessen den Landtag. als kons. Dttuiert und führt dann 

aus: 

Die Arbeiten des Landtages beginnen zu einer Zeit, in wel- 

cher das Land und besonders die landwirtschaftliche Bevöl- 

kerung von Mißgeschicken bedrückt werden. Nachdem schon das 

Jahr 191' in mancher Hinsicht ein Fehljahr war, gestaltete 

sich das heurige Jahr noch viel u7z9: &: nstiger. Der iT4März in 

Triesen stattgehabte große Bran dýa. r für die Beteiligten 

umso empfindlicher, als die Neubauten hoch zu stehen kom- 

men und die Beihilfe eine geringe war. Der Frost im April 

der naßkalte Sommer, die Viehseuche und die dadurch be- 

dingte Viehsperre, der schlechte Gang der Stickereiindustrie 

der Mangel an Verdienstquellen und die hieraus resultie- 

rende Geldnot wirken wie eine Katastrophe auf unser L-nd 

und werden noch nachhaltigen Schaden bringen. Zu dieser 

Notlage Stellung zu nehmen, habe der Landtag die Pflicht 

und zweifellos auch den guten "Villen, bestmöglichst zu hel- 

fen. Es werde sich daher der Landtag nebst den andern vor- 

liegenden Arbeiten speziell mit dieser Notlage zu-beschäf- 

tigen haben. Er schließt mit den Worten; Bevor wir aber 
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un� ere Arbeiten beginnen, wollen wir unsereraltel schöneyZ, 

Uebung gemäß unseres allgeliebten Landesfürsten gedenken. 

Pr ist es, zu dem wir in guten Tagen, aber auch in den 

Zeiten der Not in Liebe und Ehrfurcht vertrauensvoll hin- 

blicken; er ist es, der als besorgter Landesvater uns schon 

manche Wohltat erwiesen und manche Not gelindert hat. 

Fair wollen unserer Dankbarkeit, unserer unwandelbaren 

Treue und Anhänglichkeit an unsern vielgeliebten Landes- 

herrn herlieh Ausdruck geben und ich bitte Sie daher, 

mit mir einsusttmmen in den Ruf: Seine Durchlaucht, unser 

Landesfürst Johann II., den der liebe Gott noch viele Jah- 

re In rüstiger Gesundheit erhalten möge, er lebe hoch!. 

Nach dieser Huldigung wird das Protokoll der Eröffnungs- 

sitsung vom 29. Oktober verlesen und genehmigt. 

Es wird zur Tagesordnung geschritten und kommt zur Ver- 

handlung: Regierungsvorlage Gesetzentwurf zur Reform des 

Strafp roo- es ges. 

Der Herr Regterungskommtssär ergreift zum Gegenstande das 

Wort und erwähnt in seinen einleitenden Ausführungen Fol- 

gendes: 

Nachdem verschiedene Anläufe genommen waren, die alten 

StrafproseBvorschrtften zu bessern, was insbesondere durch 

die Gesetze der Jahre 1881 und 1884 geschehen Urar, blie- 

ben noch zwei Ftnrtchtungen bestehen, die wie errattfsche 

Blöcke in die neue Zeit hereinragten und sich einer ge- 

deihlichen Handhabung der Strafju: 2tis entgegenstellten, 

einesteils die gesetzlichen Beweis regeln, andernteils das 

alte Inquistttonsverfahren und in Verbindung mit demselben 

die Unmöglichkeit einer Berufung an die höhere aertchtstn- 

stanz bei gerichtlichen Urteilen, in denen das staatliche 

Interesse in der Strafrechtspflege beeinträchtigt schien. 

Zur Behebung dieser auffälligen Uebelstände habe ich im 

Jahre 19o6 ein@ Vorlage eingebracht, die einerseits die ge- 
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setzltchen Bewetsregeln abschaftte, andererseits etn Beru- 

fungsrecht der fürstl. Regterung nach anderwärts vorgelege- 

nen Mustern festsetzte. 

Ich habe damals nicht unterlassen, anzuführen, daß es steh 

zunächst um einen Uebergang handeln würde, da die Bestel- 

lung eigener staatsanwaltschaftltcher Funktionäre in nicht 

ferner Zukunft ohnehin unvermeidlich sein würde. Die Sache 

schien damals noch nicht spruchreif, und da eine annehmba- 

re Einigung nicht zu erzielen war, habe ich die Vorlage 

zurückgezogen. Der Landtag hat dann in --einer an den Landes- 

fürsten gerichteten Petition eine durchgreifende Reform des 

Zivilprozesses und des Strafprozesses erbeten und Set- 

r. eDurc h' laucht haben tn dem an mich gerich- 

teten Handbillet vom 9. Oktober 19D8 zugesagt, zur Redak- 

tion der betreffenden Gesetzesvorlagen theoretisch gebil- 

det t: r i ra Lisch bewährte Fachmänner zu berufen, was 

bekanntlich seither geschehen tat. 

Der auf Beseitigung der gesetzlichen Beweisregeln bezüg- 

liche Teil der 1906er Regierungsvorlage wurde im. Jahre 

1909 vom Landtage spontan angenommen, was nur lebhaft zu 

begrüssen war. Nachdem im Vorjahre eine neue Zivilprozess- 

ordnung zustande gekommen war, gelangt nunmehr auch die 

Strafprozeßordnung, ein mühevolles 'Werh, dem gründliche 

und gewissenhafte Beratungen vorangegangen sind, zur t/'er- 
handlung. Wie Sie aus dem Ihnen vorliegenden, sachgemäßen 

uni; erschöpfenden R@ferate des Herrn Landtagspräsidenten 

ersehen, handelt es sich heute nicht mehr um eine nur 

teilweise Reform, wte sie vor 7 Jahren beabstchtigüt war; 

vielmehr hat teer dur-, h die 1906er Regierungsvorlage gege- 

bene Anstoß zu Vorschlägen geführt, welche eine Regelung 

des gesamten prozessualen Gebietes umfassen. Hiebei ist 

auch die Frage der Einführung staatsanwaltschaftltcher 
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Funhtionen in dner unseren Verhältnissen durchaus entspre- 

chenden weise gelöst. Den sämtlichen . tm Referate des Herrn 

Landtagspräsidenten enthaltenen Vorschlägen stimme ich na- 

Trmens der fstl. Regierung bei; ich empfehle Ihnen wärmstens 

die Vorlage, welche verlässliche Garantien für eine unbe- 

fangene Rechtsprechung schafft, in der Form, wie sie aus 
r 

den Beratungen he'iorgegangen ist, 
. anzunehmen. 

Der Präsident führt aus: Mit Freuden könne konstatiert 

werden, daß die 1906er Differenzen durch spätere Verhand- 

lungen beseitiget wurden und eine gemeinsame Basis gefun- 

den wurde. Um ein Kulturstaat zu sein, war es nötig, in 

Liechtenstein die Justiz zu reformieren; das alte Verfahren 

war Kostbillig und langstielig gegenüber dem neuen Ver- 

fahren, das rascher und billiger vor sich geht; die Einfüh- 

rung der Vermittlerämter wäre ein weiterer Vorteil für das 

Volk; die 1906er Vorlage set beanstandet worden wegen der 

Berufung durch die Regierung"; es fehlte der Staatsanwalt; 

durch die Schaffung desselben seien auch die Kosten ver- 

mehrt worden. 

Walser empfiehlt die Annahme der Vorlage. 

Die von dem fstl. Appellattonsgertchte in Wien und von 

der Stebnerhommisston vorgeschlagenen Abänderungen wurden 

aus dem Referate verlesen, nachdem auch die etnschlägt- 

gen Motivierungen besprochen waren. 

Bet der nun erfolgten Abstimmung wurde die Regierungs- 

vorlage einstimmig angenommen. 

Es wurde folgender Antrag eingebracht 

�Der 
Landtag hat sich wiederholt für die Einführung von 

Vermtttlerär, ýtern ausgesprochen und schon vor 2 Jahren die 

Landtagshommisston beauftragt, für die Ausarbeitung eines 
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dtesbeziigltchen Gesetzentwurfes zu sorgen, damit der Durch- 

führung der Justtzreforrr auch diese : >>tchttge Einrichtung 

angegliedert : werde. Zu diesem Zoecke beauftragt daher der 

Landtia die heute zu wählende Siebnerkommtssion, über die- 

se Frage Bericht zu erstatten und Anträge zu stellen. '' 

Der Antrag wird gutgeheissen und über Vorschlag werden zu 

den '5 Mitgliedern der Finanzkommission noch Emil Wolfinger 

und Meinrad Ospelt gewählt. 

Prüi. f'ung der Landesrechnung vom Jahre 1912. 

Es werden zunächst die Mott. iter1. tngen der Ausgaben-Ueber- 

. sc, reifingen erörtert. Zur Post: Rhetnsehutzbauten" äussert 

sich der Präsident: durch den Umstand, daß wir schon län- 

gere Zeit von Hochwasser-Unglück verschont geblieben, sei 

man zu vertrauensselig geworden; der höchst mangelhaften 

Y'uhrstreck e oberhalb Triesen sei das strengste Augenmerk zu 

widmen, wenn wir nicht eine Katastrophe erleben wollen; 

der Binnenkanal bei Bendern wäre zu pflastern. 

Der Reg. Chef bemerkt: Eine Gefahr bestehe nicht und man 

sei stet3 darauf bedacht, die Fundamente zu versicherrb. Dte 

Landesrechnung wird genehmiget. 

Prüfung der Sparkasserechnung vom Jahre 1912. 

Der Präsident bespricht die namhafte Kursminderung der 

3'ertaf,; ekten; der Ankauf von Effekten sei nötig und der Be- 

sitz derselben bei gegenwärtiger Zeit von großem Vorteil; 

da infolge des Mißjahres bei unserer Kasse kein Geld ein- 

geht, hingegen große Nachfrage nach solchem tat, die im 

Lande angelegten Kapitalien aber nicht gekündtget werden 

können, sind wir in die Lage versetzt, im Auslande Geld 

aufxxnehmen zu müssen, was aber bei unserm Effehtenbeatande 
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keine SchYierigketten bietet; der Kurssturz dürfte no'; h eini- 

ge Zeit anhalten, dann aber wieder curückgehen. Es eet je- 

doch im Auge zu behalten, tm günstigen Momente einen Teil 

der österreichischen Renten abzustossen. 

Der Regierangs-Chef bemerkt: Die Sparkasse soll den Leu- 

ten, bestmöglichst entgegenkommen; es liege keine Notwendig- 

keit vor, die Effekten in der gegenwärtigen Zeit zu veräus- 

serrk; dtef ursstürze bedeuten keinen eigentlichen Geldverlust. 

Die Sparkaiserechnttn-g für 1912 wird gutgehetssen. 

Prüfung der Fondsrechnungen für 1912. 

Nu VIII.,, L, zndschäftlicher. Feuerwehrfonds" sprechen der Re- 

gterungs-Chef, der Präsident und Walse. r. Es tat tn- letzter 

Zeit mehrfach vorgekommen, daß Parteien von den Gesellschaf- 

ten ausgestossen werden und in keiner andern Gesellschaft 

mehr aufgenommen werden wollen, ausser gegen Bezahls, ng unge- 

wöhnlich hoher Prämien. Der Begter'ungs-Chef will in dieser 

Hinsicht Schritte einleiten. Alle Fondsrechnungen werden ge- 

nehmiget. 

Es wird folgender Antrag eingebracht und angenommen : 

Die auf den fürstlichen Erlassen vom 1809 und 1839 bern- 

henden Bestimmungen über den Bestiftungszwang der Häuser 

entsprechen den jetzigen Zeitbedürfnissen nicht mehr und er- 

fordern eine Abänderung. Der Landtag beauftragt daher die 

Siebner-Kommission in dieser Frage zu beraten und demnächst 

Vorschläge zu machen. Dteselbe Kommission soll zugleich prü- 

fen und Anträge stellen, in welcher Weise der Zerstückelung 

der Grundstücke durch gesetzliche Festlegung einer Parzel- 

lterungsgrenze am besten gewe7ts41 werden kann. " 

Genehmtgt. gez. Feger 

Vaduz, den 1. Dez. 1913. gez. E. Wolftnger. 

gez. Dr. Alb. Schaedler. 0" 
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